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VORSCHLÄGE

Der Entwicklungsausschuss ersucht den federführenden Ausschuss für bürgerliche Freiheiten, 
Justiz und Inneres, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu übernehmen:

1. begrüßt, dass die Kommission einen Aktionsplan über Kinder im Bereich der 
Außenbeziehungen, der in den vereinbarten Rahmen und die Zusagen im Zusammenhang 
mit der EU-Kinderrechtsstrategie fällt;

2. weist mit Nachdruck darauf hin, dass zu dem Verfahren, der zur Annahme der 
Kinderrechtsstrategie führt, auch eine vollständige und umfassende Konsultation gehört, 
die insbesondere die Kinder einbezieht;

3. fordert die Kommission auf, bei allen wichtigen Maßnahmen, von der Entwicklung und 
Planung der Politik bis hin zur Bewertung einen Ansatz zu verfolgen, der sich auf die 
Rechte des Kindes stützt und die Grundsätze des Übereinkommens der Vereinten 
Nationen über die Rechte des Kindes (UNCRC) widerspiegelt;

4. erkennt an, dass die Bediensteten der Kommission dringend eine Anleitung in Bezug auf 
politische Maßnahmen und deren Umsetzung brauchen, und fordert Hilfsmittel und 
Schulungsmaßnahmen am Hauptsitz der Kommission und in ihren Vertretungen, wenn es 
darum geht, einen menschenrechtsorientierten Ansatz in der Entwicklungspolitik im 
Allgemeinen und einen Ansatz, bei dem die Rechte des Kindes im Mittelpunkt stehen, im 
Besonderen, anzuwenden; 

5. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, die Lage der Kinder 
in Partnerländern gründlich zu untersuchen, indem sie allgemein akzeptierte Daten 
heranzieht und sich auf Vorgehensweisen stützt, die bereits routinemäßig eingesetzt 
werden, z.B. durch die Vereinten Nationen, um eine geeignete, auf nachprüfbaren Fakten 
beruhende Politik und entsprechende Länderstrategien zu verfolgen;

6. fordert die Kommission auf, ihre Anstrengungen zu verdoppeln, wenn sie die 
Entwicklungsländer dabei unterstützen will, die Bestimmungen des UNCRC und die 
Fakultativprotokolle in nationales Recht umzusetzen;

7. weist mit Nachdruck darauf hin, dass Kinder, ihr Überleben, ihre Entwicklung und ihr 
Schutz in den Mittelpunkt sämtlicher politischer und konkreter Maßnahmen der EU 
gestellt werden müssen, wenn ein dauerhafter Beitrag zur Verwirklichung der 
Millenniums-Entwicklungsziele geleistet werden soll; 

8. erkennt an, dass Kinder ein Recht auf eine frühkindliche Betreuung und Bildung, 
einschließlich Immunisierung, Betreuung durch die Eltern, Kindergarten und 
Kinderkrippen haben, und erkennt an, dass die frühe Kindheit eine Zeit ist, in der das 
Kind wichtige Entwicklungen durchmacht, und dass mangelhafte Ernährung und 
mangelnde Pflege und Betreuung zu körperlicher und zu geistiger Beeinträchtigung 
führen können; 
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9. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, in gemeinsamer Anstrengung den 
Partnerländern dabei zu helfen, das Ziel einer kostenlosen allgemeinen 
Grundschulbildung (Millenniums-Entwicklungsziel 2) zu erreichen, und fordert die 
Kommission und die Mitgliedstaaten auf, die notwendigen Mittel für die Sofortinitiative 
„Bildung für alle“ bereitzustellen; 

10. stellt fest, dass die Soforthilfe für Kinder in von Konflikten heimgesuchten, fragilen 
Staaten  nur in den seltensten Fällen eine angemessene Bildung umfasst, und fordert die 
Kommission auf, Bildungsmaßnahmen zu unterstützen, einschließlich der Umsetzung der 
von der INEE (Inter-Agency Network for Education in Emergencies) für Bildung in 
Notfällen dargelegten Mindeststandards, sowohl in Notfällen als auch in den 
Übergangszeiten von der Krise bis zur Entwicklung; 

11. weist mit Nachdruck darauf hin, dass dem Millenniumsentwicklungsziel Nr. 3 über die 
Gleichstellung der Geschlechter besondere Aufmerksamkeit gewidmet werden muss, und 
in diesem Zusammenhang ebenso der Bildung für Mädchen, der Einstellung und 
Ausbildung einheimischer Lehrerinnen, der Abschaffung der an männlichen Vorbildern 
ausgerichteten Lehrpläne, der Ansiedlung von Schulen in größerer Nähe zu den 
Gemeinden, für die sie betrieben werden und der Bereitstellung geeigneter sanitärer 
Einrichtungen; betont, dass Schulen Sicherheitsbereiche sein sollten, in denen die Rechte 
der Kinder geachtet werden, und dass etwas gegen sexuelle Belästigung und Gewalt in 
den Schulen und in ihrer unmittelbaren Umgebung getan werden sollte; 

12. fordert, dass Waisen und Kindern, die von sozialer Ausgrenzung betroffen sind, 
besondere Aufmerksamkeit zuteil werden soll, mit der Feststellung, dass sie oft 
unverhältnismäßig stark diskriminiert werden, dem Menschenhandel zum Opfer fallen 
und keinen ordentlichen Zugang zu Bildung haben;

13. bedauert den Druck, der die politischen Maßnahmen im Zusammenhang mit sexuellen 
und reproduktiven Gesundheitsrechten untergräbt, was zu ungewollten 
Schwangerschaften und unsicheren Schwangerschaftsabbrüchen für junge Frauen führt; 
fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten eindringlich auf, die Mittel für alle 
Dienstleistungen im Bereich der sexuellen und reproduktiven Gesundheit auf ein 
bestimmtes Niveau zu halten, um das Millenniumsentwicklungsziel  Nr. 5 (Verbesserung 
der Gesundheit der Mütter) zu erreichen;  

14. weist mit Nachdruck auf das Millenniumsentwicklungsziel 4 (Verringerung der 
Kindersterblichkeit) und das Millenniumsentwicklungsziel 5 (Bekämpfung von 
HIV/Aids, Malaria und anderen Krankheiten) hin, und fordert nachdrücklich 
Investitionen in Erforschung von Kombinationsbehandlungen für Kinder, die 
Bereitstellung von Insektennetzen zum Schutz vor Malaria und die Förderung der 
Immunisierung im Rahmen der GAVI Allianz (früher bekannt unter dem Namen „Global 
Alliance for Vaccines and Immunization“ - Globale Allianz für Impfstoffe und 
Immunisierung);


